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tragsbedingungen für Militärbauten S 


Bekanntmachung des Königlichen 
Provinzialſteuerdirektors. 
191. Der Bundesrat hat in der Sitzung vom 
10. Januar d. 3s., § 27 der Protokolle, beſchloſſen, 
es ſei dem § 20 Abſ. 1 der Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen zum Reicheſtempelgeſetz vom 3. Juni 1906 
folgender Satz als Satz 2 hinzuzufügen: 
„Sie findet ferner Anwendung, auch wenn 
die neu auszugebenden Stücke über andere 
Einzelbeträge lauten als diejenigen, an deren 
Stelle ſie treten, ſoweit der Geſamtnennbetrag 
der neu auszugebenden den der bisherigen 
Stücke nicht überſteigt.“ 
Berlin, den 7. März 1907. 

Der Provinzialſteuerdirektor. von Schmidt. 
Bekanntmachung der Militär verwaltung. 
Allgemeine Vertragsbedingungen 
für die Ausführungen von Militärbauten. 

192. 1. Gegenſtand des Vertrages. 
Den Gegenſtand des Unternehmens bildet die 
im Vertrage zu bezeichnende Leiſtung. Im einzelnen 
beſtimmt ſich Art und Umfang der dem Unternehmer 
obliegenden Verpflichtungen nach den Verdingungs⸗ 
anſchlägen, den zugehörigen Zeichnungen und ſonſtigen 
als zum Vertrage gehörig bezeichneten Unterlagen. 
Die in den Verdingungsanſchlägen angenommenen 
Vorderſätze unterliegen jedoch denjenigen Aenderungen, 
welche — ohne weſentliche Abweichung von den dam 
Vertrage zu grunde gelegten Bauentwürfen — bei 
der Ausführung der betreffenden Bauwerke ſich ergeben. 
Abänderungen der Bauentwürfe ſelbſt anzu⸗ 
ordnen, bleibt, der Bauleitung vorbehalten. 
Leiſtungen, welche in den Bauentwürfen nicht vor⸗ 
geſehen ſind, können dem Unternehmer nur mit 
jeiner Zuſtimmung übertragen werden. 
2. Berechnung der Vergütung. 
Die dem Unternehmer zukommende Vergütung 
wird nach den wirklichen Leiſtungen unter Zugrunde⸗ 


Ver⸗ 
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legung der vertragsmäßigen Einheitspreiſe berechnet. 
Dieſe Einheitspreiſe ſind auch maßgebend, wenn der 
Unternehmer, mit dem ein Vertrag abgeſchloſſen ift, 
gleichartige, im Koſtenanſchlage nicht vorgeſehene 
Leiſtungen ausführt. Abweichungen hiervon ſind 
zu begründen. 

Die Vergütung für Tagelohnarbeiten erfolgt 
nach den vertragsmäßig vereinbarten Lohnſätzen. 

8. Ausſchluß einer beſonderen Vergütung 
für Nebenleiſtungen, Vorhalten von 
Werkzeug, Geräten, Rüſtungen. 

Inſoweit in den Verdingungsanſchlägen für 
Nebenleiſtungen ſowie für das Vorhalten von Werk⸗ 
zeug und Geräten, Rüſtungen u. ſ. w. nicht 
beſondere Preisanſätze vorgeſehen ſind, umfaſſen die 
vereinbarten Preiſe und Tagelohnſätze zugleich die 
Vergütung für die zur planmäßigen Herſtellung des 
Bauwerks gehörenden Nebenleiſtungen aller Art, 
insbeſondere auch für die Heranſchaffung der zu den 
Bauarbeiten erforderlichen Materialien aus den auf 
der Bauſtelle befindlichen Lagerplätzen nach der Ver⸗ 
wendungsſtelle am Bau, ſowie die Entſchädigung 
für Vorhaltung von Werkzeug, Geräten u. to 

Auch die Geſtellung der zu den Abſteckungen, 
Höhenmeſſungen und Abnahmevermeſſungen erforder⸗ 
lichen Arbeitskräfte und Geräte liegt dem Unter⸗ 
nehmer ob, ohne daß demſelben eine beſondere 
Entſchädigung hierfür gewährt wird. 

4. Mehrleiſtung gegen den Vertrag. 

Ohne ausdrückliche ſchriftliche Anordnung oder 
Genehmigung des Militär⸗Baubeamten darf der 
Unternehmer keinerlei vom Vertrage abweichende 
oder im Verdingungsanſchlage nicht vorgeſehene 
Leiſtungen ausführen. 

Dieſem Verbot zuwider von dem Unternehmer 
bewirkte Leiſtungen iſt die Bauleitung befugt, auf 
deſſen Gefahr und Koſten wieder beſeitigen zu laſſen; 
auch hat der Unternehmer nicht nur keinerlei Ver⸗ 
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gütung für derartige Leiſtungen zu beanſpruchen, ſondern 
muß auch für allen Schaden aufkommen, welcher etwa 
durch dieſe Abweichungen vom Vertrage ent⸗ 
ſtanden iſt. 

5. Minderleiſtung gegen den Vertrag. 

Bleiben die ausgeführten Leiſtungen zufolge 
der von dem Militär⸗Baubeamten getroffenen 
Anordnungen unter einer im Vertrage feſtverdungenen 
Menge zurück, ſo hat der Unternehmer Anſpruch 
auf den Erſatz des ihm nachweislich hieraus 
entſtandenen wirklichen Schadens. 

6. Beginn, Fortführung und Vollendung 
der Leiſtungen, Verſäumnisſtrafe, Auf⸗ 
graben von Altertümern. 

Der Beginn, die Fortführung und Vollendung 
der Arbeiten und Lieferungen hat nach den in den be⸗ 
ſonderen Bedingungen feſtgeſetzten Friſten zu erfolgen. 

Iſt über den Beginn der Leiſtung in den 
beſonderen Bedingungen eine Vereinbarung nicht 
enthalten, ſo hat der Unternehmer ſpäteſtens 
14 Tage nach ſchriftlicher Aufforderung ſeitens des 
bauleitenden Beamten zu beginnen. 

Die Leiſtung muß im Verhältnis zu den 
bedungenen Vollendungsfriſten fortgeſetzt angemeſſen 
gefördert werden. 

Die Zahl ber zu verwendenden Arbeitskräfte und 
Geräte, ſowie die Vorräte an Materialien müſſen 
allezeit den übernommenen Leiſtungen entſprechen. 

Eine im Vertrage bedungene Verſäumnisſtrafe 
gilt nicht für erlaffen, wenn die verſpätete Ver⸗ 
tragserfüllung ganz oder teilweiſe ohne Vorbehalt 
angenommen worden iſt. 


Eine tageweiſe zu berechnende Verſäumnisſtrafe 


für verſpätete Ausführung von Bauarbeiten bleibt 
für die in die Zeit einer Verzögerung fallenden 
Sonntage und allgemeinen Feiertage außer Anſatz. 

Wenn bei der Bauausführung durch Arbeiter 
des Unternehmers ꝛc. Altertümer (Stein⸗ und Erd⸗ 
monumente, Gräberfelder, Reihengräber, Urnenfried⸗ 
Höfe, Wendenkirchhöfe, Steinhäuſer, Hünengräber, 
Hünen⸗ oder Rieſenbetten, Anſiedlungsplätze, Ring⸗ 
wälle, Landwehren, Schanzen, Mauerreite, Pfahl⸗ 
bauten, Bohlbrücken, Urnen und Tongefäße, Steine, 
Waffen und Geräte aus Stein oder Metall, Münzen, 
Gegenſtände von Glas, Bernſtein und anderen 
Stoffen u. |. w. aus römifcher, heidniſch germaniſcher 
oder unbeſtimmbar vorgeſchichtlicher Zeit) aufgegraben 
werden ſollten, ſo iſt der weiteren Bloßlegung Einhalt 
zu tun und dem bauleitenden Beamten ſofort Nach⸗ 
richt zu geben. Der Unternehmer iſt dafür verant⸗ 
wortlich, daß die Anlage und deren Inhalt in jeder 
möglichen Weiſe gegen Zerſtörung oder Veränderung 
bezw. gegen Veräußerung oder Entfremdung der 
dabei gewonnenen Fundſtücke geſchützt wird. 

7. Hinderungen der Bauausführung. 

Glaubt der Unternehmer ſich in der ordnungs⸗ 
mäßigen Fortführung der übernommenen Leiſtungen 
durch Anordnungen des Militär⸗Baubeamten oder 


nicht gehörige Fortſchreiten der Leiſtungen anderer 


Anzeige keinerlei auf die betreffenden angeblich 
hindernden Umſtände begründete Anſprüche oder 


wieder aufzunehmen. 


die bezüglichen Beſchwerden des Unternehmers für 
begründet zu erachten ſind, eine angemeſſene Ver⸗ 


friſten — längſtens bis zur Dauer der betreffenden 
Arbeitshinderung — zu bewilligen. 


Preifen entſprechende Vergütung. Iſt für verſchieden⸗ 
Berückſichtigung des höheren oder geringeren Wertes 


preis entſprechend abweichender neuer Einheitspreis 


des bauleitenden Beamten, durch höhere Gewalt oder 
durch andere zwingende Umſtände oder durch das 


Unternehmer behindert, ſo erſtattet er bei dem bau⸗ 
leitenden Beamten hiervon ſofort ſchriftliche Anzeige. 
Andernfalls werden ſchon wegen der unterlaſſenen 


Einwendungen zugelaſſen. 
Nach Beſeitigung derartiger Hinderungen ſind 
die Leiſtungen ohne weitere Aufforderung ungeſäumt 


Der Auffihtsbehörde bleibt vorbehalten, falls 
längerung der im Vertrage feſtgeſetzten Vollendungs⸗ 


Für die bei Eintritt einer Unterbrechung der 
Bauausführung bereits ausgeführten Leiſtungen erhält 
der Unternehmer die den vertragsmäßig bedungenen 


wertige Leiſtungen ein nach dem Durchſchnitt 
bemeſſener Einheitspreis vereinbart, ſo iſt, unter 


der ausgeführten Leiſtungen gegenüber den noch 
rückſtändigen, ein von dem verabredeten Durchſchnitts⸗ 


$ 

| 
für das Geleiftete beſonders zu ermitteln und danach 
die zu gewährende Vergütung zu berechnen. 

Außerdem kann der Unternehmer im Fall einer 
Unterbrechung oder gänzlichen Abſtandnahme von der 
Bauausführung den Erſatz des ihm nachweislich 
entftandenen wirklichen Schadens beanſpruchen, wenn 
die Fortſetzung des Baues durch Umſtände, welche 
von der Aufſichtsbehörde oder deren Organen zu 
vertreten ſind, gehindert wird. 

Eine Entſchädigung für entgangenen Gewinn 
kann in keinem Falle beanſprucht werden. 

In gleicher Weiſe iſt der Unternehmer zum 
Schadenerſatz verpflichtet, wenn die Fortführung 
des Baues durch einen von ihm zu vertretenden 
Umſtand gehindert wird 

Auf die gegen den Unternehmer geltend zu 
machenden Schadenerſatzforderungen kommen die etwa 
eingezogenen oder verwirkten Verſäumnisſtrafen in 
Anrechnung. Iſt die Schadenerſatzforderung niedriger 
als die Verſäumnisſtrafe, ſo kommt nur die letztere 
zur Einziehung. 

Dauert die Unterbrechung der Bauausführung 
länger als 6 Monate, ſo ſteht jeder der beiden 
Vertragsparteien der Rücktritt vom Vertrage frei. 
Die Rücktrittserklärung muß ſchriftlich und ſpäteſtens 
14 Tage nach Ablauf jener 6 Monate dem anderen 
Teile zugeſtellt werden; andernfalls bleibt — um 
beſchadet der inzwiſchen etwa erwachſenen Anſprüche 
auf Schadenerſatz oder Verſäumnieſtrafe — der 
Vertrag mit der Maßgabe in Kraft, daß die in 
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demſelben ausbedungene Vollendungsfriſt um die 


Dauer der Bauunterbrechung verlängert wird. 
8. Güte der Leiſtung. 

Die Leiſtungen müſſen den beiten Regeln der 
Baukunſt und den beſondereu Beſtimmungen des 
Verdingungsanſchlages und des Vertrages ent⸗ 
ſprechen. HR 

Bei den Arbeiten dürfen nur tüchtige und geübte 
Arbeiter beſchäftigt werden. 

Leiſtungen, welche der Militär⸗Baubeamte den 
gedachten Bedingungen nicht entſprechend findet, ſind 
ſofort zu beſeitigen und durch untadelhafte zu erfegen. 
Für hierbei entſtehende Koſten und Verluſte an 
Materialien hat der Unternehmer die Baukaſſe 
ſchadlos zu halten. N 

Arbeiter, welche nach dem Urteile der Bau⸗ 
leitung untüchtig oder zur Beſchäftigung auf fiska⸗ 
liſchen Bauſtellen ungeeignet ſind, müſſen auf 
Verlangen entlaſſen und durch andere erſetzt 
werden. 

Materialien, welche dem Anſchlage bezw. den 
beſonderen Bedingungen oder den dem Vertrage zu 
Grunde gelegten Proben nicht entſprechen, ſind auf 
Anordnung des Militär⸗Baubeamten innerhalb einer 
von ihm zu beſtimmenden Friſt von der Bauſtelle 
zu entfernen. 

Dem von dem Unternehmer als Bezugsquelle 
bezeichneten Fabrikanten wird von dem bauleitenden 
Beamten Mitteilung gemacht, wenn ſich Anſtände 
id? ber Ausführung der betreffenden Lieferungen 
ergeben. 

. Behufs Ueberwachung Debt dem Militär⸗Bau⸗ 
beamten oder den von demſelben zu beauftragenden 
Perſonen jederzeit während der Arbeitsſtunden der 
Zutritt zu den Arbeitsplätzen und Werkſtätten frei, 
in welchen zu dem Unternehmen gehörige Arbeiten 
angefertigt werden. 

9. Vom Unternehmer verlangte 
a) Aus kunft über Verträge mit Hand⸗ 
werkern u. ſ. w. 
b) Erklärung hinſichtlich Unterlaſſung von 

Geſchenken u. ſ. w. an Angeſtellte. 

Der Unternehmer hat dem bauleitenden Beamten 
über die mit Handwerkern und Arbeitern inbetreff 
der Ausführung der Arbeit geſchloſſenen Verträge 
jederzeit auf Erfordern Auskunft zu erteilen. 

Der Unternehmer iſt ferner verpflichtet, für die 
Errichtung einer Baukrankenkaſſe für die auf dem 
Bau beſchäftigten Arbeiter Sorge zu tragen bezw. 
letztere nach Maßgabe des Krankenverſicherungsgeſetzes 
bei einer Krankenkaſſe, ſowie in Gemäßheit des 
Unfallverſicherungsgeſetzes gegen Unfall zu verſichern. 
Unternehmer haftet der Militärverwaltung für Aus⸗ 
führung dieſer Beſtimmungen, ſowie auch für alle 
Nachteile, welche der genannten Verwaltung etwa 
durch Unterlaſſung in Beziehung auf die vorgedachten 
Geſetze entſteben, mit dem von ihm hinterlegten Haft⸗ 
gelde, ſowie mit feinem ganzen übrigen Vermögen. 


In gleicher Weiſe haftet der Unternehmer der 
Militärverwaltung in Erfüllung ſämtlicher dem⸗ 
ſelben als Arbeitgeber durch das Invalidenverſiche⸗ 
rungsgeſetz auferlegten Verpflichtungen 

Eine beſondere Entſchädigung wird für die durch 
Vorſtehendes übernommene Verpflichtung ſeitens der 
Militärverwaltung nicht gewährt. 

Wegen Unterlaſſung von Geſchenken und Zu⸗ 
wendung von Vorteilen an Beamte u. ſ. w. hat 
der Unternehmer eine Erklärung nach beſtimmtem 
Muſter zu unterzeichnen. 

10. Entziehung der Leiſtung. 

Die Stelle, welche den Zuſchlag erteilt hat, 
iſt berechtigt, den Vertrag aufzuheben, wenn ſich nach 
Abſchluß desſelben herausſtellt, daß der Unternehmer 
vorher mit Anderen Verabredungen behufs Ent⸗ 
haltung von der Verdingung oder ſonſt zum Schaden 
der Baukaſſe getroffen hatte; dieſelbe Stelle iſt befugt, 
dem Unternehmer die Arbeiten und Lieferungen ganz 
oder teilweiſe zu entziehen, ſowie den noch nicht 
vollendeten Teil auf ſeine Koſten ausführen zu laſſen 
oder ſelbſt für ſeine Rechnung auszuführen, wenn 

a) ſeine Leiſtungen untüchtig ſind, oder 

b) die Arbeiten nach Maßgabe der verlaufenen 
Zeit nicht genügend gefördert ſind, oder 

c) der Unternehmer den gemäß 9. getroffenen 

Anordnungen nicht nachkommt. 

Vor der Entziehung der Leiſtung iſt der Unter⸗ 
nehmer durch eingeſchriebenen Brief bezw. Brief 
gegen Behändigungsſchein unter Androhung der 
Entziehung zur Beſeitigung der vorliegenden 
Mängel, bezw. zur Befolgung der getroffenen An⸗ 
ordnungen unter Bewilligung einer angemeſſenen 


| Friſt aufzufordern. 


Von der verfügten Entziehung wird dem Unter⸗ 
nehmer durch eingeſchriebenen Brief bezw. Brief gegen 
Behändigungsſchein Eröffnung gemacht. 

Auf die Berechnung der für die ausgeführten 
Leiſtungen dem Unternehmer zuſtehenden Vergütung 
und den Umfang der Verpflichtung desſelben zum 
Schadenerſatz finden die Beſtimmungen in 7. gleich⸗ 
mäßige Anwendung. 

Nach beendeter Leiſtung wird dem Unternehmer 
eine Abrechnung über die für ihn ſich ergebende 
Forderung und Schuld mitgeteilt. 

Abſchlagszahlungen können im Falle der Ent⸗ 
ziehung dem Unternehmer nur innerhalb desjenigen 
Betrages gewährt werden, welcher als ſicheres Gut⸗ 
haben desſelben unter Berückſichtigung der entſtandenen 
Gegenanſprüche ermittelt iſt. 

11. Ordnungsvorſchriften. 

Der Unternehmer oder deſſen Vertreter muß 
ſich zufolge Aufforderung des bauleitenden Beamten 
auf der Bauſtelle einfinden, ſo oft nach dem Ermeſſen 
des letzteren die zu treffenden baulichen Anordnungen 
ein mündliches Benehmen auf der Bauftelle erforder⸗ 
lich machen. Die ſämtlichen auf dem Bau be⸗ 


ſchäftigten Bevollmächtigten, Gehülfen und Arbeiter 
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des Unternehmers find bezüglich der Bauausführung 
und der Aufrechterhaltung der Ordnung auf dem 
Bauplatze den Anordnungen des bauleitenden Beamten 
bezw. deſſen Stellvertreter unterworfen. Im Falle 
des Ungehorſams kann ihre ſofortige Entfernung von 
der Bauſtelle verlangt werden. 

Der Unternehmer hat, wenn nicht ein Anderes 
ausdrücklich vereinbart worden iſt, für das Unter⸗ 
kommen ſeiner Arbeiter, inſoweit dies von dem bau⸗ 
leitenden Beamten für erforderlich erachtet wird, ſelbſt 
zu ſorgen. Er muß für ſeine Arbeiter auf eigene 
Koſten an den ihm angewieſenen Orten die nötigen 
Abtritte herſtellen, ſowie für deren regelmäßige Reini⸗ 

ung, Desinfektion und demnächſtige Beſeitigung 
orge tragen. 

Für die Bewachung ſeiner Gerüſte, Werkzeuge, 
Geräte, ſowie ſeiner auf der Bauſtelle lagernden 
Materialien Sorge zu tragen, iſt lediglich Sache 
des Unternehmers. 

12. Mitbenutzung von Rüſtungen. 

Die von dem Unternehmer hergeſtellten Rüſtungen 
ſind während ihres Beſtehens auch anderen Bau⸗ 
handwerkern unentgeltlich zur Benutzung zu überlaſſen. 
Aenderungen an den Rüſtungen im Intereſſe der beque⸗ 
meren Benutzung ſeitens der übrigen Bauhandwerker 
vorzunehmen, iſt der Unternehmer nicht verpflichtet. 
13. Beobachtung polizeilicher Vorſchriften, 

Haftung des Unternehmers für ſeine 

Angeſtellten. 


Für die Befolgung der bei Bauausführungen 
zu beobachtenden polizeilichen Vorſchriften und der 
etwa beſonders ergehenden polizeilichen Anordnungen 
iſt der Unternehmer für den ganzen Umfang ſeiner 
vertragsmäßigen Verpflichtungen verantwortlich. 
Koſten, welche ihm dadurch erwachſen, ſowie Koſten 
der Arbeiterverſicherung können der Baukaſſe nicht 
in Rechnung geſtellt werden. 

Der Unternehmer trägt insbeſondere die Ver⸗ 
antwortung für die gehörige Stärke und ſonſtige 
Tüchtigkeit der Rüſtungen. Dieſer Verantwortungen 
unbeſchadet iſt er aber auch verpflichtet, eine von 
dem bauleitenden Beamten angeordnete Ergänzung 
und Verſtärkung der Rüſtungen unverzüglich und 
auf eigene Koſten zu bewirken. 

Auch hat der Unternehmer die zur Verhütung 
von Unfällen ſonſt noch erforderlichen» Schutzvor⸗ 
kehrungen an ſeinen Arbeiten, ſolange ſich dieſe in 
unvollendetem Zuſtande befinden, auf eigene Koſten 
und eigene Verantwortung zu treffen. 

Für alle Anſprüche, die wegen einer ihm ſelbſt 
oder ſeinen Bevollmächtigten, Gehülfen oder Arbeitern 
zur Laſt fallenden Vernachläſſigung polizeilicher Vor⸗ 
ſchriften an die Verwaltung erhoben werden, hat der 
Unternehmer in jeder Hinſicht aufzukommen. 

Ueberhaupt haftet er in Ausführung des Ver⸗ 
trages für alle Handlungen und Unterlaſſungen 
ſeiner Bevollmächtigten, Gehülfen und Arbeiter per⸗ 


ſönlich. Er hat insbeſondere jeden Schaden an 
Perſon oder Eigentum zu vertreten, welcher durch 
ihn oder ſeine Organe Dritten oder der Baukaſſe 
zugefügt wird. 


Der Unternehmer oder deſſen Stellvertreter iſt 


verpflichtet, dafür zu ſorgeu, daß übermäßige An⸗ 
ſtrengungen und Mißhandlungen der zur Verwendung 
kommenden Zugtiere vermieden werden. Er hat ſich 
der Forderung der Militär⸗Bauämter zu unterwerfen, 
wonach: 

I. nur geſunde und kräftige Zugtiere verwendet 
werden dürfen, 

2. alle rohen und grauſamen Mißhandlungen der 
Tiere zu unterlaſſen ſind, 

3. für zu ſchwere Anforderungen genügender Vor⸗ 
ſpann geleiſtet werden muß, 8 

4. wenn die Räder mit abgeladenem Schutt, Kies, 
Sand und dergl. bedeckt find, fte jedesmal erft 
freigeſchaufelt werden müſſen, ehe der Wagen 
fortfahren darf, 

5. die Gefdtrre mit Umlaufsriemen (Hinterzeug) 
verſehen werden müſſen, damit die Zugtiere 
nicht den Wagen mit der Halskoppel zurück⸗ 
zuſchiebeu brauchen, 

6. keine Kopfhochhalter⸗ (Aufſatz⸗) Zügel am Ger 
ſchirre angebracht ſein dürfen, 

7. die Geſpanne mit Schutzdecken verſehen ſein 
müſſen, die den ſchwitzenden Tieren in den 
Pauſen überzulegen ſind und 

8. die Zu⸗ und Abfahrt auf den Baugeländen 
mit Bohlen auszulegen ſind. 

Die Kutſcher ꝛc. ſind entſprechend zu belehren 
und darauf hinzuweiſen, daß in jedem Falle beob⸗ 
achteter Tierquälerei unnachſichtlich Anzeige an die 
Polizeibehörde erfolgen wird. 

14. Aufmeſſung während des Baues und 

Abnahme. 

Der bauleitende Beamte iſt berechtigt, zu ver⸗ 
langen, daß über alle ſpäter nicht mehr nachzu⸗ 
meſſenden Leiſtungen von beiderſeits Beauftragten 
während der Ausführung gegenſeitig anzuerkennende 
Aufzeichnungen gemacht werden, welche demnächſt der 
Berechnung zugrunde zu legen ſind. 

Von der Vollendung der Leiſtungen hat der 
Unternehmer dem bauleitenden Beamten durch ein⸗ 
geſchriebenen Brief Anzeige zu machen, worauf der 
Termin für die Abnahme mit tunlichſter Beſchleuni⸗ 
gung anberaumt und dem Unternehmer ſchriftlich 
gegen Behändigungsſchein oder mittelſt eingeſchriebenen 
Briefes bekannt gegeben wird. 

Ueber die Abnahme wird in der Regel eine 
Verhandlung aufgenommen; auf Verlangen des 
Unternehmers muß dies geſchehen. Die Verhandlung 
iſt von dem Unternehmer bezw. dem für denſelben 
etwa erſchienenen Stellvertreter mitzuvollziehen. 

Von der über die Abnahme aufgenommenen 
Verhandlung wird dem Unternehmer auf Verlangen 
beglaubigte Abſchrift mitgeteilt. 
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Erſcheint in dem zur Abnahme anberaumten 
Termine, gehöriger Benachrichtigung ungeachtet, weder 
der Unternehmer ſelbſt, noch ein Bevollmächtigter 
desſelben, ſo gelten die durch die Organe der bau⸗ 
leitenden Behörde bewirkten Aufzeichnungen als an⸗ 
erkannt. 
Auf die Feſtſtellung des von dem Unternehmer 
Geleiſteten finden im Falle der Entziehung (10.) 
dieſe Beſtimmungen gleichmäßige Anwendung. 

Müſſen Teilleiſtungen ſofort abgenommen 
werden, ſo bedarf es einer beſonderen Benachrichtigung 
des Unternehmers hiervon nicht, vielmehr ift es Sache 
desſelben, für ſeine Anweſenheit oder Vertretung bei 
der Abnahme Sorge zu tragen. 

15. Rechnungsaufſtellung. 

Bezüglich der formellen Aufſtellung der Rech⸗ 
nung, welche in Form, Ausdrucksweiſe, Bezeichnung 
der Räume und Reihenfolge der Anſätze, genau nach 
dem Verdingungsanſchlage einzurichten iſt, hat der 
Unternehmer den von dem bauleitenden Beamten 
geſtellten Anforderungen zu entſprechen. 

Etwaige Mehrarbeiten ſind in beſonderer Rech⸗ 
nung nachzuweiſen, unter deutlichem Hinweis auf 
die ſchriftlichen Vereinbarungen, welche bezüglich der⸗ 
ſelben getroffen ſind. 

16. Tagelohn rechnungen. 

Werden im Auftrage des bauleitenden Beamten 
ſeitens des Unternehmers Arbeiten im Tagelohn 
ausgeführt, ſo iſt die Liſte der hierbei beſchäftigten 
Arbeiter dem bauleitenden Beamten oder deſſen Ver⸗ 
treter behufs Prüfung ihrer Richtigkeit täglich vor⸗ 
zulegen. Etwaige Ausſtellungen dagegen werden 
dem Unternehmer binnen längſtens 8 Tagen mit⸗ 
geteilt. 1 

Die Tagelohnrechnungen ſind längſtens von 2 zu 
2 Wochen dem bauleitenden Beamten einzureichen. 

17. Zahlung. 

Die Schlußzahlung erfolgt auf die vom Unter⸗ 
nehmer einzureichende Koſtenrechnung alsbald nach 
vollendeter Prüfung und Feſiſtellung derſelben. 

Abſchlagszahlungen werden dem Unternehmer in 
angemeſſenen Friſten auf Antrag, nach Maßgabe 
des jeweilig Geleiſteten, bis zu der von dem Mi⸗ 
litär Baubeamten mit Sicherheit vertretbaren Höhe 
gewährt. 

Bleiben bei der Schlußabrechnung Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten beſtehen, fo jol das dem Unter: 
nehmer unbeſtritten zuſtehende Guthaben demſelben 
gleichwohl nicht vorenthalten werden. 

18. Verzicht auf ſpätere Geltendmachung 
aller nicht ausdrücklich vorbehaltenen An: 
prüche. 

Vor Empfangnahme des als Reſtguthaben zur 

uszahlung angebotenen Betrages muß der Unter⸗ 
nehmer alle Anſprüche, welche er aus dem Vertrags⸗ 
verhältnis über die behördlicherſeits anerkannten hin⸗ 
aus etwa noch zu haben vermeint, beſtimmt be⸗ 
zeichnen und Dé ſchriftlich vorbehalten, widrigenfalls 


die Geltendmachung dleſer Anſprüche ſpäter ausge⸗ 


ſchloſſen Ap. 
19. Zahlende Kaffe. 

Alle Zahlungen erfolgen an der in den beſon⸗ 
beren Bedingungen bezeichneten Kaſſe der Behörde. 
Verweigert der Empfangsberechtigte die Annahme der 
Zahlung, fo kann der Betrag bei der zuftändigen 
Hinterlegungsſtelle (Regierungshauptkaſſe) hinter⸗ 
legt werden, um die Rechnungslegung nicht auf⸗ 
zuhalten. In dieſem Falle ſind der Verwahrungs⸗ 
ſchein und die etwaigen Beläge über geleiſtete 
Abſchlagszahlungen vorläufig als Belag für den 
Rechnungsbetrag anzuſehen und der Kaſſenrechnung 


beizufügen. 
20. Haftpflicht. 

Die in den beſonderen Bedingungen des Ver⸗ 
trages vorgeſehene, in Ermangelung ſolcher nach den 
allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften ſich beſtimmende 
Friſt für die dem Unternehmer obliegende Haft⸗ 
pflicht für die Güte der Leiſtung beginnt mit dem 
Zeitpunkte der Abnahme. 

Der § 460 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches findet keine Anwendung, vielmehr haftet der 
Unternehmer für jeden Mangel unbeſchränkt, auch 
wenn der Mangel infolg grober Fahrläſſigkeit un⸗ 
bekannt geblieben iſt. 

21. Sicherheitsſtellung (Bürge). 

Bürgen haben nach dem Ermeſſen der Auf⸗ 
ſichtsbehörde als Selbſtſchuldner in den Vertrag mit 
einzutreten. 

22. Sicherheitsſtellung (Kaution). 

Kautionen können in barem Gelde, guten 
Wertpapieren, Sparkaſſenbüchern oder nach dem Er⸗ 
meſſen der Aufſichtsbehörde auch in ſichern — ge⸗ 
zogenen — Wechſeln beſtellt werden. 

Zur Beſtellung von Unternehmer⸗Kautionen für 
Lieferungen und Leiſtungen werden als geeignet 
angeſehen: 

1. Die verbrieften Forderunden gegen das Reich 
oder einen Bundesſtaat, ſowie die Forderungen, die 
in das Reichsſchuldbuch oder in das Staatsſchuld⸗ 
buch eines Bundesſtaates eingetragen ſind. 

2. Die verbrieften Forderungen, deren Verzinſung 
von dem Reiche oder einem Bundesſtaate gewähr⸗ 
leiſtet iſt. 

3. Die Rentenbriefe der zur Vermittelung der 
Ablöſung von Renten in Preußen beſtehenden 
Rentenbanken. 

4. Die Schuldverſchreibungen, welche von einer 
deutſchen kommunalen Körperſchaft oder von der 
Kreditanſtalt ` fuer folden Körperſchaft oder mit 
Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde von 
einer Kirchengemeinde oder einem kirchlichem Verband 
ausgeſtellt und entweder von Seiten der Inhaber künd⸗ 
bar find oder einer regelmäßigen Tilgung unter: liegen. 

5. Die Sparkaſſenbücher von inländiſchen öffent⸗ 
lichen Sparkaſſen. 

6. Die Sparkaſſenbücher von Privatſparkaſſen, 


Banken, Kreditgenoſſenſchaften und ſonſtigen privaten 
Anſtalten. Hinſichtlich dieſer tft jedoch in jedem 
einzelnen Falle mit größter Sorgfalt zu prüfen, ob 
im Hinblick auf die Höhe des Sicherheitsbetrages, 
die Dauer der dadurch zu ſichernden Verpflichtungen, 
ſowie die finanziellen Grundlagen und Einrichtungen 
der Anſtalten Sparkaſſenbücher derſelben als aus⸗ 
reichende Sicherheit angeſehen werden können. Die 
Prüfung iſt namentlich hinſichtlich derjenigen Spar⸗ 
kaſſen forgfältig vorzunehmen, welche mit Vorſchuß⸗ 
und Kreditvereinen verbunden ſind und das Spar⸗ 
weſen nur nebenſächlich betreiben. 

Zur Begründung eines Pfandrechts an den 
Forderungen, welche in den als Sicherheit hinter⸗ 
legten Abrechnungsbüchern über Guthaben bei 
Banken, Kreditgenoſſenſchaften und ſonſtigen privaten 
Anſtalten oder in Sparkaſſenbüchern beurkundet ſind, 
iſt es erforderlich, daß der Pfanbbefteller die Verz 
pfändung dem Schuldner (der Bank, Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaft, Sparkaſſe ꝛc.) anzeigt. Der Behörde, welcher 
die Sicherheit geleiſtet wird, iſt nachzuweiſen, daß 
dieſe Anzeige erfolgt iſt. Bei Rückgabe der Ab⸗ 
rechnungsbücher und Sparkaſſenbücher iſt der Bank, 
Kreditgenoſſenſchaft, Sparkaſſe ꝛc. von der Behörde 
mitzuteilen, daß die Verpfändung aufgehoben iſt. 

7. Forderungen, für die eine ſichere Hypothek 
an einem inländiſchen Grundſtücke beſteht, oder 
ſichere Grundſchulden oder Rentenſchulden an in⸗ 
ländiſchen Grundſtücken. 

(Eine Hypothek oder Grundſchuld iſt für ſicher 
zu erachten, wenn ſie bei einem ländlichen Grund⸗ 
ſtück innerhalb der erſten zwei Drittel bei einem 
ſtädtiſchen Grundſtück innerhalb der erſten Hälfte des 
durch Taxe einer öffentlichen Kreditanſtalt, durch 
gerichtliche Taxe oder durch Taxe einer öffentlichen 
Feuerverſicherungsanſtalt feſtgeſtellten Wertes zu ſtehen 
kommt, oder wenn ſie innerhalb des fünfzehnfachen 
des ſtaatlich ermittellen Grundſteuerreinertrages 
bleibt. 

Sicheren Hypotheken ſtehen im Sinne dieſer 
Vorſchriften die mit ſtaatlicher Genehmigung aus⸗ 
gegebenen Pfandbriefe und gleichartigen Schuld⸗ 
verſchreibungen ſolcher Kreditanſtalten gleich, welche 
durch Vereinigung von Grundbeſitzern gebildet ſind 
und durch ſtaatliche Verleihung Rechtsfähigkeit er⸗ 
langt haben.). 

8. Die auf den Inhaber lautenden Schuldver⸗ 
ſchreibungen, welche von einer preußiſchen Hypotheken⸗ 
Aktien⸗Bank auf Grund von Darlehen an Preußiſche 
Körperſchaften des öffentlichen Rechtes oder von 
Darlehen, für welche eine ſolche Körperſchaft die 
Gewährleiſtung übernommen hat, ausgegeben find 

9. Gezogene Wechſel, wenn die Aufſichtsbehörde 
ſolche für zweifellos ſicher erachtet. 

10. Außerdem ſoll es unter eigener Verant⸗ 
wortung der Behörden deren Ermeſſen überlaſſen 
bleiben, an Stelle von Sicherheitsbeträgen bis zur 
Hohe von 150 Mark die ſchriftliche Bürgſchaft von 


Perſonen, die am Orte als ſicher und zahlungsfähig 
bekannt ſind, als genügend anzunehmen. 

Die Annahme von Wechſeln erfolgt nur, wenn 
die Aufſichtsbehörde ſolche für ganz zweifellos ſicher 
erachtet. 

Bar hinterlegte Kautionen werden nicht ver⸗ 
zinſt. Die Zinsſcheine von den Wertpapieren werden 
den Kautionsbeſtellern nur für die Zeiträume be⸗ 
laſſen, in welchen die Lieferungen oder Arbeiten 
mutmaßlich ausgeführt werden, bezw. auch für eine 
etwaige Haftpflichtzeit. Dagegen ſind mit der Kaution 
zuſammen zu hinterlegen: die in dieſer Zeit nicht 
fällig werdenden Zinsſcheine, die zugehörigen Talons 
bezw. diejenigen Zinsſcheine, an deren Inhaber die 
neue Zinsſchein⸗Serie ausgereicht wird. Für den 
Umtauſch der Anweiſungen (Talons), die Einlöſung 
und den Erſatz ausgeloſter Wertpapiere, ſowie den Er⸗ 
ſatz abgelaufener Wechſel hat der Unternehmer zu ſorgen. 

Falls der Unternehmer in irgend einer Bezie⸗ 
hung ſeinen Verbindlichkeiten nicht nachkommt, kann 
die Behörde zu ihrer Schadloshaltung ſofort ohne 
vorherige Androhung die hinterlegten Wertpapiere 
und Wechſel an der Börſe oder durch einen öffentlich 
beſtellten Handelsmäkler veräußern bezw. einkaſſieren. 

Die Rückgabe der Kaution, ſoweit dieſelbe für 
Verbindlichkeiten des Unternehmers nicht in Anſpruch 
zu nehmen iſt, erfolgt, nachdem der Unternehmer 
die ihm obliegenden Verpflichtungen vollſtändig erfüllt 
hat, und inſoweit die Kaution zur Sicherung der 
Haftverpflichtung dient, nachdem die Haftzeit abge⸗ 
laufen iſt. In Ermangelung anderweiter Verab⸗ 
redung gilt als bedungen, daß die Kaution in ganzer 
Höhe zur Deckung der Haftverbindlichkeit einzube⸗ 
halten iſt. 

23. Uebertragbarkeit des Vertrages. 

Ohne Zuſtimmung der Auffichtsbehörde darf 
der Unternehmer ſeine vertragsmäßigen Ver⸗ 
pflichtungen nicht auf Andere übertragen. 

Verfällt der Unternehmer vor Erfüllung des 
Vertrages in Konkurs, ſo iſt dieſe Behörde berechtigt, 
den Vertrag mit dem Tage der Konkurseröffnung 
aufzuheben. Auch kann die Verwaltung den Vertrag 


ſofort auflöſen, wenn das Guthaben des Unter⸗ 


nehmers ganz oder teilweiſe mit Arreſt belegt oder 
gepfändet wird. 

Bezüglich der in dieſem Falle zu gewährenden 
Vergütung ſowie der Gewährung von Abſchlags⸗ 
zahlungen finden die Beſtimmungen in 10. ſinnge⸗ 
mäße Anwendung. 

Für den Fall, daß der Unternehmer mit Tode 
abgehen ſollte, bevor der Vertrag vollſtändig erfüllt 
iſt, hat die Behörde die Wahl, ob ſie das Ver⸗ 
tragsverhältnis mit den Erben deſſelben fortſetzen 
oder dasſelbe als aufgelöſt betrachten will. 

24. Austrag von Streitigkeiten. 

Ueber die aus dem Vertrage entſpringenden 
Streitigkeiten entſcheidet zunächſt die Auſſichts⸗ 
behörde. 


1 


„ — — ad 


67 


Die Entſcheldung dieſer Behörde gilt als ans 
erkannt, falls der Unkernehmer, welcher bei derſelben 
hierauf ausdrücklich hinguweiſen iſt, nicht binnen 4 
Wochen vom Tage ihrer Zuſtellung ab ſchriftlich 
Widerſpruch erhebt. 

Der Streit berechtigt den Unternehmer keines⸗ 
falls, die weitere Erfüllung ſeiner Vertragsverbind⸗ 
lichkeiten zu verweigern oder zu verzögern. 

Für alle Nechtsftreitigkeiten aus dem Vertrage 
find die Gerichte ausfchlieglih zuſtändig, in deren 
Bezirk die Behörde ihren Sitz hat. 

25. Koſten und Stempel. 

Briefe und Depeſchen, welche den Abſchluß und 
die Ausführung des Vertrages betreffen, werden 
beiderſeits frankiert. 

Die Portokoſten für ſolche Geld⸗ und ſonſtige 
Sendungen, welche im ausſchließlichen Intereſſe des 
Unternehmers erfolgen, trägt der letztere. 

Die Stempelſteuer trägt der Unternehmer nach 
Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen. Auch die⸗ 
jenigen Stempelbeträge ſind von dem Unternehmer 
zu zahlen, die von der Steuerbehörde etwa nach⸗ 
träglich gefordert werden. 

Die übrigen Koſten des Vertragsabſchluſſes, 
d. h. der baren Auslagen, fallen jedem Teile zur 
Häfte zur Laſt. 2 


Beſtimm ungen 
für die Bewerbung um Leiſtungen — Arbeiten und 
Lieferungen — für Militärbauten. 
1. Perſönliche Leiſtungsfähigkeit der 
Bewerber. 

Bei der Vergebung von Leiſtungen für Mi⸗ 
litärbanten hat niemand Ausſicht, als Unternehmer 
angenommen zn werden, der nicht für die tüchtige, 
pünktliche und vollſtändige Ausführung derſelben — 
auch in techniſcher Hinſicht — die erforderliche 
Sicherheit bietet. 

2. Einſicht und Bezug der Verdingungs⸗ 

anſchläge. 

Verdingungsanſchläge, Zeichnungen, Bedingungen 
ſind an den in der Ausſchreibung bezeichneten Stellen 
einzuſehen, Abſchriften, Nachriſſe werden erforder⸗ 
lichen Falles auf Erſuchen gegen Erſtattung der 
Selbſtkoſten verabfolgt. | 

Form und Inhalt der Angebote. 

Die Angebote ſind unter Benutzung der etwa 
vorgeſchriebenen Formulare, von den Bewerbern 
unterſchrieben, mit der in der Ausſchreibung 
geforderten Ueberſchrift verſehen, verſiegelt und frankiert 
bis zu dem angegebenen Termine einzureichen. 

Die Angebote müſſen enthalten: 

a) die ausdrückliche Erklärung, daß der Bewerber 
fi) den Bedingungen, welche der Ausſchrei⸗ 
bung zugrunde gelegt ſind, unterwirft; 

b) bie Angabe der geforderten Preiſe nach 
Reichswährung, und zwar ſowohl die Angabe 
der Preiſe für die Einheiten, als auch der 


Geſamtforderung; ſtimmt die Geſamt⸗ 
forderung mit den Einheitspreiſen nicht überein, 
ſo ſollen die letzteren maßgebend ſein, wenn 
Angebote nach Prozenten der Anſchlagsſumme 
verlangt ſind, dieſe Angebote; 

e) die genaue Bezeichnung und Adreſſe des 

Bewerbers; 

d) ſeitens gemeinſchaftlich bietender Perſonen die 

Erklärung, daß ſie ſich für das Angebot 

ſolidariſch verbindlich machen, und die Be⸗ 

zeichnung eines zur Geſchäftsführung und zur 

Empfangnahme der Zahlungen Bevollmächtig⸗ 

ten; letzteres Erfordernis gilt auch für die 

Gebote von Geſellſchaften; 

e) nähere Angaben über die Bezeichnung der etwa 
mit eingereichten Proben. Die Proben ſelbſt 
müſſen ebenfalls vor dem Bietungstermine 
eingeſandt und derartig bezeichnet ſein, daß 
ſich ohne weiteres erkennen läßt, zu welchem 
Angebot ſie gehören; 

f) die etwa vorgeſchriebenen Angaben über die 
Bezugsquellen. 
Angebote, welche dieſen Vorſchriften nicht 

entſprechen, insbeſondere ſolche, welche bis zu der 

feſtgeſetzten Terminsſtunde bei der Behörde nicht 
eingegangen ſind, welche bezüglich des Gegenſtandes 
von der Ausſchreibung ſelbſt abweichen, oder das 

Gebot an Sonderbedingungen knüpfen, haben keine 

Ausſicht auf Berückſichtigung. 

Es ſollen indeſſen ſolche Angebote nicht grund⸗ 
ſätzlich ausgeſchloſſen ſein, in welchen der Bewerber 
erklärt, ſich nur während einer kürzeren, als der in 
der Ausſchreibung angegebenen Zuſchlagsfriſt an ſein 
Angebot gebunden halten zu wollen. 

Wirkung des Angebots. 

Die Bewerber bleiben von dem Eintreffen des 
Angebots bei der ausſchreibenden Behörde bis zum 
Ablauf der feſtgeſetzten Zuſchlagsfriſt bezw. der von 
ihnen bezeichneten kürzeren Friſt (Ziffer 3 letzter 
Abſatz) an ihre Angebote gebunden. 

Die Bewerber unterwerfen ſich mit Abgabe des 
Angebots inbezug auf alle für ſie daraus entſtehenden 
Verbindlichkeiten der Gerichtsbarkeit des Ortes, an 
welchem die ausſchreibende Behörde ihren Sitz hat. 

5. Zulaſſung zum Eröffnungstermin. 
Den Bewerbern und deren Bevollmächtigten ſteht 

der Zutritt zu dem Eröffnungstermine frei. Eine Ver⸗ 

öffentlichung der abgegebenen Gebote ift nicht geftattet. 
6. Erteilung des Zuſchlags. 

Der Zuſchlag wird von dem ausſchreibenden 
Beamten oder von der ausſchreibenden Behörde oder 
von einer dieſer übergeordneten Behörde entweder 
im Eröffnungstermin, durch von dem gewählten 
Unternehmer mit zu vollziehende Verhandlung oder 
durch beſondere ſchriftliche Benachrichtigung erteilt. 

Letzterenfalls iſt derſelbe mit bindender Kraft 
erfolgt, wenn die Benachrichtigung innerhalb der 
Zuſchlagsfriſt als Depeſche oder Brief dem Tele: 
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graphen⸗ oder Poſtamt zur Beförderung an die in dem 
Angebot bezeichnete Adreſſe übergeben worden iſt. 

Trifft die Benachrichtigung trotz rechtzeitiger 
Abſendung erſt nach demjenigen Zeitpunkt bei dem 
Empfänger ein, für welchen dieſer bei ordnungs⸗ 
mäßiger Beförderung den Eingang eines rechtzeitig 
abgeſandten Briefes erwarten darf, ſo iſt der Em⸗ 
pfänger an ſein Angebot nicht mehr gebunden, falls 
er ohne Verzug nach dem verſpäteten Eintreffen der 
Zuſchlagserklärung von ſeinem Rücktritt. Nachricht 
gegeben hat. Nachricht an diejenigen Bewerber, 
welche den Zuſchlag nicht erhalten, wird nur dann 
erteilt, wenn dieſelben bei Einreichung des An⸗ 
gebots unter Beifügung des erforderlichen Briefgeld⸗ 
betrages einen desfallſigen Wunſch zu erkennen 
gegeben haben. Proben werden nur dann zurück⸗ 
gegeben, wenn dies in dem Angebotsſchreiben 
ausdrücklich verlangt wird, und erfolgt alsdann die 
Rückſendung auf Koſten des betreffenden Bewerbers. 
Eine Rückgabe findet im Falle der Annahme des Ange⸗ 
bots nicht ſtatt. Ebenſo kann im Falle der Ablehnung 
desſelben die Rückgabe inſoweit nicht verlangt werden, 
als die Proben bei den Prüfungen verbraucht ſind. 

Eingereichte Entwürfe werden auf Verlangen 
zurückgegeben. 

Den Empfang des Zuſchlagſchreibens has der 
Unternehmer umgehend ſchriftlich zu beſtätigen. 

7. Vertragsabſchluß. 

Der Bewerber, welcher den Zuſchlag erhält, 
ift verpflichtet, auf Erfordern über den durch die 
Erteilung des Zuſchlages zuſtande gekommenen 
Vertrag eine ſchriftliche Urkunde zu vollziehen, welche 
jedoch nur die Bedeutung eines Beweismittels hat, 
ſo daß von ihrer Errichtung der Beginn der Rechte 
und Pflichten aus dem Vertrage nicht bedingt wird. 

Sofern die Unterſchrift des Bewerbers der 
Behörde nicht bekannt ijt, bleibt vorbehalten, eine 
Beglaubigung derſelben zu verlangen. Die der 
Ausſchreibung zugrunde liegenden Verdingungs⸗ 
anſchläge und Zeichnungen, welche bereits durch das 
Angebot anerkannt ſind, hat der Bewerber bel 
Abſchluß des Vertrages mit zu unterzeichnen. 

8. Sicherheitsſtellung (Kaution). 

Wenn nichts Anderes durch die Ausſchreibung 
beſtimmt iſt, beſtellt der Unternehmer innerhalb 
8 Tagen nach der Erteilung des Zuſchlages die 
vorgeſchriebene Kaution, widrigenfalls die Behörde 
befugt iſt, von dem Vertrage zurückzutreten und 
Schadenerſatz zu beanſpruchen. 

9. Koſten der Ausſchreibung. 

Zu den durch die Ausſchreibung ſelbſt entſtehen⸗ 
den Koſten trägt der Unternehmer nicht bei. 

Vorſtehende allgemeinen Vertragsbedingungen ꝛc. 
werden hiermit zur öffentlichen Kenntnis gebracht. 

Berlin, April 1906. 

Intendantur des Garde⸗Korps, des III. Armeekorps 
und Intendantur der militäriſchen Inſtitute. 


193. 
lehrer und Zeichenlehrerinnen findet 


194. 


Prüfung für Zeichenlehrer und 
Zeichenlehrerinnen. 
Die diesjährige Prüfung für Zeichen⸗ 


Montag den 1. Juli d. Js. vormittags 
9 Uhr und an den folgenden Tagen 


in der Königlichen Kunſtſchule, hier, Kloſterſtraße 75, 
ſtatt. Meldungen zu dieſer Prüfung 
ſpäteſtens bis zum 1. Juni d. Is. einzureichen. 


find uns 


Berlin, den 12. März 1907. 

Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 
Remonteankauf für 1907. 

1. Zum Ankauf dreijähriger, ausnahmsweiſe vier⸗ 
jähriger Remonten ſollen in dieſem Jahre im 
Regierungsbezirk Frankfurt a. O. die nachbezeich⸗ 
neten öffentlichen Märkte abgehalten werden: 

Am 7. Juni 80 vorm. in Croſſen (Oder), 

2 V Wé Si I ” Bies 

1 2. „ BÉIS a „ Frlebeberg Stadt 
(Neumark). 

2. Dle angekauften Pferde werden ſofort abge⸗ 
nommen und gegen Quittung bar bezahlt. 

3. Pferde mit Mängeln, die geſetzlich den Kauf 
rückgängig machen, ſind vom Verkäufer gegen 
Erſtattung des Kaufpreiſes und der Unkoſten 
zurückzunehmen, desgleichen Pferde, die ſich 
während der erſten 28 Tage nach dem Tage 
der Einlieferung in das Depot als Klophengſte 
erweiſen. Die geſetzmäßige Gewährsfriſt wird 
für periodiſche Augenentzündung (innere Augen⸗ 
entzündung, Mondblindheit) auf 28 Tage nach 
dem Tage der Einlieferung in das Depot ver⸗ 
längert, für Koppen (Krippenſetzen) auf Tage 
vom genannten Zeitpunkte ab verkürzt. 

4. Verkäufer, die Pferde vorführen, die ihnen 
nicht eigentümlich gehören, müſſen ſich gehörig 
ausweiſen können. 

5. Der Verkäufer iſt verpflichtet, jedem verkaufte n 
Pferde eine neue, ſtarke, rindlederne Tren ſe 
mit glattem, ſtarkem Gebiß (keine Knebeltrenſe, 
und eine neue Kopfhalfter von Leder ode r 
Hanf mit zwei mindeſtens 2 Meter lange m 
Stricken unentgeltlich mitzugeben. 

6. Zur Feſtſtellung der Abſtammung der Per o 
ſind die Deck⸗ und Füllenſcheine mitzubring er 

Auch werden die Verkäufer erſucht, di 
Schweife der Pferde nicht übermäßig zu b 
ſchneiden und die Schwanzrübe nicht zu ve 
kürzen. 

7. Vorſtehende Ankaufsbedingungen gelten au 
für nicht öffentlichte Märkte. 

Berlin, den 12. Februar 1907. 
Kriegsminiſterlum. Remonte⸗Inſpektion. 
gez. v. Damnitz. 


Verordnungen und Bekanntmachungen De 
Königlichen Regierung zn 
195. 
Berufsgenoſſenſchaft 


Frankfurt a. O 
Der Vorſtand der Norddeutſchen Metal 
hat den Ingenieur Eugen 


d 


69 


Schindler zu Charlottenburg bei Berlin, Anse 
bacherſtraße 29, zum techniſchen Aufſichts⸗ und 
Rechnungsbeamten ernannt. 

be Frankfurt a. O., den 11. März 1907. 
Ser Regierungspräſident. von Valentini. 
196. In Ziffer 4a der Bekanntmachung des 
Herrn Miniſters dee Innern betreffend den Gewerbe⸗ 
betrieb der Pfandleiher vom 4. Februar 1907 
— IIb 5034 — (Amtsblatt S. 39) it ein Druck⸗ 
fehler enthalten: ſtatt „Verſteigerung“ muß es 
„Verpfändung“ heißen. K 
197. Der Herr Minifter des Innern hat am 
28. v. Mts. dem Schleſiſchen Verein für Pferde⸗ 
zucht und Pferderennen in Breslau die Erlaubnis 
erteilt, in dieſem Jahre eine öffentliche Verloſung 
von Pferden uſw. zu veranſtalten, und die Loſe in 
der ganzen Monarchie zu vertreiben: 

Es ſollen 120 000 Loſe zu je 1 Mark aus⸗ 
gegeben werden und 5079 Gewinne im Geſamt⸗ 
werte von 50 000 Mark zur Ausſpielung gelangen. 
Die Ziehung wird vorausſichtlich am 11. und 
12. November 1907 in Breslau ſtattfinden. 

Frankfurt a. O., den 7. März 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 

98. Der Herr Oberpräſident der Provinz 
Brandenburg hat am 5. d. Mts. dem Vorſtande 
des Städliſchen Frauen⸗Vereins zu Landsberg a. W. 
die Genehmigung erteilt, im November d. Js. zum 
Beſten der Armen der Stadt Landsberg a. W. eine 
öffentliche Verloſung geſchenkter Handarbeiten, Wirt⸗ 
ſchafts- und Luxusgegenſtände nach Maßgabe des 
vorgelegten Planes zu veranſtalten, wonach 2000 Loſe 
zu je 0,50 M. im Kreiſe Landsberg ausgegeben 
und 400 Gewinne im Einzelwerte von mindeſtens 
50 Pfg. gezogen werden ſollen. Als Gewinne 
dürfen nicht ausgeſetzt werden: 

Baares Geld, unmittelbar oder mittelbar durch 
Zuſicherung der Zahlung des Wertes der Gewinne, 
unbewegliche Gegenſtände, ſowie Barren, Säulen, 
Würfel, Tafeln, Kugeln, Blöcke und andere Gegen: 
ſtände von edlem Metall, bei denen der Wert der 
Bearbeitung nur nebenſächlich iſt und in keinem 
richtigen Verhältniſſe zu dem Metallwerte ſteht 

ahl und Preis der auszugebenden Loſe, das Ab⸗ 
atzgeblet der letzteren, Ort und Zeit der Verloſung, 
Anzahl und Geſamtwert der Gewinne müſſen auf 
voden Voſen angegeben fein. Außerdem muß jedes 
u Los in hervortretender Schrift folgenden Vermerk 
‚enthalten: „Eine Auszahlung der Gewinne in Geld 
ú iſt ausgeſchloſſen.“ 

Frankfurt a. O., den 18. März 1907. 

Der Regierungepräſident. von Valentini. 
190. Nachdem bei der Abſtimmung ſich die 
Mehrheit der beteiligten Gewerbetreibenden für 
die Einführung des Beitrittszwanges erklärt hat, 
ordne ich hiermit an, daß mit dem Inkrafttreten 
des zu genehmigenden Statutes eine Zwangsinnung 
für das Schmiede-, Schloſſer⸗ und Meſſerſchmiede⸗ 


gewerbe, deren Bezirk die Stadtgemeinde Reet nnd 
die ländlichen Ortſchaften (Landgemeinden und Guts⸗ 
bezirke) Glambeck, Buchholz, Nantikow, Cölpin, 
Zägensdorf, Liebenow, Conraden, Pammin, Klein⸗ 
Silber, Steinberg, Kratznick, Zühlsdorf und Kietz 
des Kreiſes Arnswalde umfaßt, mit dem Sitze in Nee 
und unter dem Namen Schmtede⸗,Schloſſer⸗ und Meſſer⸗ 
ſchmiedeinnung (Zwangsinnung) zu Reef errichtet werde. 
Von dem genannten Zeitpunkte ab gehören alle 
Gewerbetreibende, welche das bezeichnete Handwerk 
betreiben, dieſer Innung an. Zugleich ſchließe ich 
zu demſelben Zeitpunkte die jetzige Schmieden, 
Schloſſer⸗ und Meſſerſchmiedeinnung (Freie Innung) 
in Reetz. Frankfurt a. O., den 13. März 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
200. Nachdem die Barbier⸗, Friſeur⸗ und 
Perrückenmacherinnung (Freie Innung) zu Senften⸗ 
berg die Errichtung einer Zwangsinnung mit dem 
Sitze in Calau beantragt hat, wird hiermit bekannt 
gemacht, daß der Herr Landrat zu Calau von mir 
zum Kommiſſar behufs Ermittelung der Mehrheit 
der Beteiligten ernannt worden if. 

Frankfurt a. O., den 8. März 1907. 

Der Regierungspräſident. von Valentini. 
Bekanntmachung des Borfigenden der ſtaat⸗ 
lichen Kommiſſion zur Abhaltung der Huf⸗ 

beſchlagsprüfungen in Frankfurt a. O. 
201. Unter Hinweis auf die im Regierungs⸗ 
amtsblatte für 1906, Stück 50 Seite 282, ver⸗ 
öffentlichte Bekanntmachung vom 5. Dezember v. Is. 
wird hierdurch wiederholt zur öffentlichen Kenntnis 
gebracht, daß die nächſte Prüfung über die Be⸗ 
fähigung zum Betriebe des Hufbeſchlaggewerbes vor 
der ſtaatlichen Prüfungskommiſſion in Frankfurt a. O. 
e den 17. April d. Is. ſtatt⸗ 

ndet. 

Etwaige Meldungen ſind unter Beifügung der 
erforderlichen Unterlagen alsbald an den Unter⸗ 
zeichneten zu richten. 

Frankfurt a. O., den 16. März 1907. 

Buch, Veterinärrat. 
Perſonal⸗Nachrichten. 
202. Perſonal veränderungen 
im Bezirke des Kammergerichts im Monat 
Februar 1907. 
J. Richterliche Beamte. 

Ernannt find: a) zu Landgerichtsdirektoren: 
der Staatsanwaltſchaftsrat Helbig von der Staats⸗ 
anwaltſchaft 1 Berlin in Bochum, der Landgerichts⸗ 
rat Leue vom Landgericht III bei dem Landgericht II 
in Berlin, der Amtsgerichterat Weftermann aus 
Schwelm bei dem Landgericht I in Berlin, b) zu 
Amtsrichtern: die Gerichtsaſſeſſoren Adolf Schmidt 
in Granſee und Loeſing in Zehden, c) zu Handels: 
richtern: der Brauereidirektor Max Vince in 
Schöneberg bei dem Landgericht II in Berlin, die 
Kaufleute Julius Caſſirer und Theodor Stein⸗ 

(Gott, auf S. 73). 
15 
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Vorſt hendes Verzeichnis wird hiermit unter Bezugnahme auf die SS 53 bis 55 und 57 der Hinterlegungsordnung vom 14. März 1879 
(8.9. S. 249) öffentlich bekannt gemacht 


Frankfurt a. O., den 1. März 1907. 
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(Fortſ. von S. 69.) 
thal in Charlottenburg ſowie der Direktor Hermann 
Silberſchmidt in Lichtenberg bei dem Land⸗ 
gericht III in Berlin. Zu ſtellvertretenden Handels⸗ 
richtern ſind ernannt: der Hofſpediteur Guſtav 
Knauer in Berlin bei dem Landgericht II daſelbſt, 
der Kaufmann Felix Fraukfurter und der Rentier 
Louis Ring in Charlottenburg ſowie der Rentier 
Cornelius Weyer in Grunewald bei Berlin, 
ſämtlich bei dem Landgericht III in Berlin. 

Verſetzt find: der Landgerichtsdirektor Wlanek- 
meiſter in Graudenz und der Landrichter Dr. 
Schmidt in Landsberg a. W. an das Landgericht I 
in Berlin, die Amtsgerichtsräte Sternberg in 
Cöpenick als Landgerichtsrat an das Landgericht II 
in Berlin und Robland in Landsberg a. W. als 
Landgerichtsrat an das Landgericht daſelbſt ſowie 
der Amtsrichter Pieſt in Peitz an das Amtsgericht 
in Landsberg a. W. 

Die Kammergerichtsräte, Geheimer Juſtizrat 
Dürfeld und Stadie ſind penſioniert worden. 
Der Landgerichtsdirektor Ovitz vom Landgericht 1 
in Berlin ſowie die Amtsgerichtsräte Stoſiek und 
Jordan vom Amtsgericht Berlin⸗Mitte ſind ge⸗ 


ſtorben. 
II. Gerichtsaſſeſſoren. 
„Zu Gerichtsaſſeſſoren ſind ernannt die 
Referendare Karl Fritſch, Arthur Werner, Dr. 
Bruno Kraemer, Max Flatau, Dr. Robert 
Hahn und Dr. Walter Hoffers. Die Gerichts⸗ 
aſſeſſoren Dr. Nie ſe, Friedmann und Dr. Sachs 
ſind aus dem Juſtizdienſt ausgeſchieden. 
III. Staatsanwaltſchaft. 
Der Erſte Staatsanwalt Gebbert in Prenzlau 
it penſioniert worden. 


Ernannt find: der Bürgermeiſter Altendorf 
zum Amtsanwalt in Liebenwalde, der Regiſtrator 
Max Hollatz und der Kandidat der Rechte nan 
Quillfeldt zu Stellvertretern der Amtsanwälte in 
Fürſtenwalde bezw. Eberswalde, der Magiſtrats⸗ 
regiſtrator Feurig zum Amtsanwalt in Prenzlau 
und der Stadtſteuerkaſſenrendant Gatz in Prenzlau 
zum ſtändigen Stellverter des Amtsanwalts daſelbſt. 
Der zweite Bürgermeiſter Steinbrück iſt von dem 
Amte als Stellvertreter des Amtsanwalts in 
Fürſtenwalde entbunden worden. 

IV. Rechtsanwälte und Notare. 

In bie Liſte der Rechtsanwälte find eingetragen: 
die Gerichtsoſſeſſoren Dr. Ludwig Oppenheim, Todt, 
Ludwig Roſenberg und Dr. Wrzeßinski hei 
dem Lanpgericht I in Berlin; der Rechtsanwalt 
Franz Bauer vom Landgericht I in Berlin ſowie 
die Gerichtsaſſeſſoren Harry Roſe und Wilhelm 
Scholz bel dem Landgericht II in Berlin; der bei 
dem Landgericht III in Berlin zugelaſſene Rechts: 
anmalt Dr. Koeppen ſowie die Gerichtsaſſeſſoren 
Eugen Cohn und Thinius bei dem Amtsgericht 
in Charlottenburg, letztere mit dem Wohnſitz in 
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Dt.⸗Wilmersdorf; die Gerichtsaſſeſſoren Dr. Ihrcke 
und Dr. Alfred Richter bei dem Kammergericht, 
ſowie der Rechtsanwalt Eulenberg aus Schkeuditz 
bei dem Landgericht in Cottbus. 

In der Liſte der Rechtsanwälte ſind gelöſcht 
die Rechtsanwälte Dr. Regely bei dem Kammer 
Cé und Dr. Beheim:Schtwarzbadh bei den 

andgerichten I, II und III in Berlin. 
V. Referendare. 

Die Referendare Karbe, Dr. Bauer, von 
Wantoch⸗Nekowski, Lemke und Hempten⸗ 
macher find aus dem Juſtizdienſt ausgeſchieden. 

VI. Subalternbeamte. 

ö Verſetzt ſind der Sekretär Julius Crüger 
von der Amtsanwaltſchaft Berlin⸗Mitte an das 
Amtsgericht in Angermünde, der Gefängnisinſpektor 
Streppel vom Amtsgericht in Sorau an das 
Unterſuchungsgefängnis in Berlin, ſowie bie Gerichts⸗ 
vollzieher Wendt in Dramburg an das Amts⸗ 
gericht in Perleberg, Oellerich in Liebenwalde 
an das Amtsgericht Berlin⸗Mitte und Kolrep in 
Beeskow an das Amtsgericht in Charlottenburg. 

Penſionlert find der Sekretär Max Krüger 
von der Amtsanwaltſchaft Berlin: Ditte, ſowie die 
Gerichts vollzieher Krziwik vom Amtsgericht in 
Charlottenburg und Spranger vom Amtsgericht 
Berlin⸗Mitte. e 

Geſtorben find die Gerichtsſchreiber Halama 
in Cöpenik und Leo Fiſcher vom Amtsgericht 
Berlin⸗Mitte ſowie der Kanzliſt Schaumann von 
der Staatsanwaltſchaft in Guben. 

204. Die Wahl des Oberlehrers an der Leib⸗ 
nizſchule in Hannover Dr. Reinhold Aguhd zum 
Direktor des Realgymnaſiums in Frankfurt a. O. 
ift Allerhöchſt beſtäugt worden. 

205. Uebertragen: dem Ober⸗Poſtinſpektor 
e K. A. Schultz in Poſen die Vorſteherſtelle beim 
Poſtamt! in Schwiebus, dem Poſtinſpektor Ohlhorſt 
in Frankfurt (Oder) die Verwaltung der Unterdirektor⸗ 
Belle beim Poſtamt! in Hannover, dem Poſtinſpektor 
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Reimann in Sorau (Mederlauſitz) die Verwaltung 
der Unterdirektorſtelle beim Poſtamt I in Stettin, 
dem Poſtinſpektor Stöhr in Freiburg (Breisgau) die 
Verwaltung einer Stelle für Bezirksaufſichtsbeamte 
bei der Ober poſidirektion in Frankfurt (Oder), dem Poſt⸗ 
meiſter Wolff in Woldenberg eine Ober⸗Poſiſekretär⸗ 
ſtelle beim Poſtamt 1 in Schneidemühl, dem Poſt⸗ 
praktikanten Ganfte in Brandenburg (Havel) die 
Verwaltung einer Ober⸗Poſtſekretärſtelle beim Poſt⸗ 
amt I in Lübben (Zaufig), dem Poſtinſpektor Wulff 
in Frankfurt (Oder) die Verwaltung der Vorſteher⸗ 
felle bei dem künftigen Poſtamt I in Hamborn, dem 
Poſtinſpektor Bahlcke in Königshütte (Oberſchl.) 
eine Stelle für Hilfsreferenten bei der Oberpoſt⸗ 
direktion in Frankfurt (Oder), dem Ober⸗Poſtprakti⸗ 
kanten Redecker in Frankfurt (Oder) eine Stelle 
für Hilfsreferenten bei der Ober poſtdirektion in 
Gumbinnen, dem Oberpoſtpraktikanten Friedrich 
in Potsdam die Poſtinſpektorſtelle beim Poſtamt I 
in Sorau (Niederl.), dem Oberpoſtpraktikanten 
Goedecke in Landsberg (Warthe) eine Stelle für 
Bureaubeamte 1. Kl. bei der Oberpoſtdirektion im 
Bromberg, dem Poſtſekretär Gutſche in Guben 
die Verwaltung einer Oberpoſtſekretärſtelle beim 
Poſtamt daſelbſt, dem Telegraphenſekretär Schneider 
in Frankfurt (Oder) die Verwaltung einer Ober⸗ 
telegraphenſekretärſtelle beim Poſtamt in Grünberg 
(Schleſten), dem Poſtſekretär Zimmermann in 
Hettſtedt (Südharz) die Verwaltung der Vorſteher⸗ 
ftelle beim Poſtamt II in Woldenberg. 

Verſetzt: Poſtdirektor von Pappritz von 
Schwiebas nach Templin, Ober⸗Poſtinſpektor Ab⸗ 
berger von Frankfurt (Oder) nach Frankfurt (Main), 
Telegrapheninſpektor Hehmann von Bremen nach 
Frankfurt (Oder), Ober⸗Telegraphenaſſiſtent Lobinski 
von Forſt (Lauſitz) nach Sorau (Niederlaufig), Poſt⸗ 
inſpektor Dr. Finſter von Berlin nach Guben, 
Ober⸗Telegraphenſekretär Triebeneck von Kiel nach 
Forſt (Lauſitz), Poſtaſſiſtent Siarezynski von 
Düſſeldorf nach Neudamm. 
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